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Ministerium für Landwirtschaft, ländliche Räume, 
Europa und Verbraucherschutz 
 

27. Zielerreichung der Fischereiförderung verbessern 
 
Die Ziele der Fischereiförderung sind vielfältig. Sie reichen vom 
Erhalt einer nachhaltigen Fischerei und Aquakultur über den 
Schutz der Biodiversität bis hin zu einer wirksamen Fischerei
aufsicht. An den Fördermaßnahmen für die Fischerei beteiligen 
sich die EU, der Bund, das Land und Kommunen. 
Aus dem Landeshaushalt sind zwischen 2018 und 2024 jährlich 
durchschnittlich 5,2 Mio. € verausgabt worden. 
 
Davon sind insgesamt 6,3 Mio. € in die Modernisierung kommu
naler Fischereihäfen geflossen. Bei der Förderung müssen die 
zuwendungsrechtlichen Vorschriften besser beachtet werden.  
 
Die Fördermaßnahmen sind vielfältig, tragen aber nicht immer 
zur Zielerreichung bei. 
 
Zusätzlich zu den Fördermaßnahmen kommen die Kosten des 
Landes für die Fischereiaufsicht mit jährlich über 6 Mio. € hinzu. 
Dem steht eine sinkende Zahl von Fischereifahrzeugen und 
Anlandemengen gegenüber. Das Landwirtschaftsministerium 
muss auf diese Entwicklung reagieren und die Kapazitäten der 
Fischereiaufsicht an den sinkenden Kontrollbedarf anpassen. 
 

27.1 Finanzierung der Fischereiförderung 
 
Die Fischereiförderung wird von unterschiedlichen Fördermittelgebern 
finanziert: der Europäischen Union (EU), dem Bund, dem Land und den 
Kommunen. Der Großteil der Fördermittel wird von der EU in sogenannten 
Fischereifonds bereitgestellt. 2014 bis 2020 war dies der Europäische 
Meeres- und Fischereifonds (EMFF)1, 2021 bis 2027 der Europäische 
Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds (EMFAF)2. Der Bund hat die Vor-
gaben der Fischereifonds in nationale Programme umgesetzt. Diese Pro
gramme enthalten Maßnahmen des Bundes und der beteiligten Länder.  
 

                                                      
1 Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15.05.2014 über den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EG) Nr. 2328/2003, (EG) Nr. 861/2006, (EG) Nr. 1198/2006 und (EG) 
Nr. 791/2007 des Rates und der Verordnung (EU) Nr. 1255/2011 des Europäischen Par
laments und des Rates (EMFF-Verordnung), Amtsbl. EU vom 20.05.2014, S. 1. 

2 Verordnung (EU) 2021/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 07.07.2021 
über den Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds und zur Änderung der 
Verordnung (EU) 2017/1004 (EMFAF-Verordnung), Amtsbl. EU vom 13.07.2021, S. 1. 
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Schleswig-Holstein erhält aus dem aktuellen nationalen Programm insge
samt 40 Mio. €. In der vorherigen Förderperiode hat das Land durch
schnittlich 5,2 Mio. € pro Jahr für die Fischerei verausgabt. 
 

27.2 Aal-Schutz wirksamer gestalten 
 
Der Europäische Aal ist eine vom Aussterben bedrohte Art.1 Im Rahmen 
des Schutzes der Biodiversität hat die EU eine Verordnung mit Maßnahmen 
zur Wiederauffüllung des Bestandes des Europäischen Aals (EU-Aal-VO)2 
erlassen. Das regelmäßige Aussetzen von Jungaalen (Besatzmaßnahmen) 
soll die Abwanderung von 40 % erwachsener Aale in Richtung des Laich-
gebiets in der Sargassosee gewährleisten. 
 
Der LRH hat die Förderung von 2 Projektträgern in 2021 geprüft. Die  
Kosten der Besatzmaßnahmen beliefen sich auf insgesamt 190.668 € und 
100.412 €. Sie wurden jeweils zu 60 % gefördert. 75 % der Förderung trug 
die EU, 25 % das Land. 
 
Erfolgskontrollen der Besatzmaßnahmen sind schwierig. 2023 hat ein Moni-
toringprojekt den Einfluss von Aalbesatzmaßnahmen auf den Aalbestand 
im Nord-Ostsee-Kanal und Elbe-Lübeck-Kanal untersucht. Ergebnis war, 
dass der vorhandene Aalbestand zum überwiegenden Teil vom Besatz 
abhängig ist. Ohne Besatz wären kaum noch nennenswerte Aalbestände 
in den untersuchten Gewässersystemen vorhanden. 
 
Bereits 2019 hatte sich das Thünen-Institut kritisch zu Besatzmaßnahmen 
geäußert. Besatz solle nur dort erfolgen, wo die Überlebensrate bis zur 
Abwanderung der Aale hoch ist. Er solle nicht als Alternative zur Verringe
rung der menschlich bedingten Aal-Sterblichkeit eingesetzt werden. 
 
Der Aalbestand hat eine große wirtschaftliche Bedeutung für die 
30 Erwerbsbetriebe der Binnenfischerei in Schleswig-Holstein. Der Besatz 
liegt daher auch im wirtschaftlichen Interesse der Fischereibetriebe.  
 
Dies ist jedoch nicht das vorrangige Ziel der EU-Aal-VO und der einge
setzten Fördermittel. Hauptziel ist es, den Aalbestand aus Gründen des 
Artenschutzes zu schützen und wiederaufzubauen.  
 
Das Ministerium für Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa und Ver
braucherschutz (Landwirtschaftsministerium) sollte sich daher dafür ein
setzen, dass der Aalschutz insgesamt verstärkt wird. Erst wenn sich der 

                                                      
1 https://www.iucnredlist.org. 
2 Verordnung (EG) Nr. 1100/2007 des Rates vom 18.09.2007 mit Maßnahmen zur Wieder

auffüllung des Bestands des Europäischen Aals, Amtsbl. EU vom 22.09.2007, S. 17. 
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Aalbestand erholt hat, ist auch eine nachhaltige Befischung wieder mög
lich.  
 
Das Landwirtschaftsministerium kündigt an, dass die Aalmanagement
pläne 2025 und 2026 überarbeitet würden, um den Schutz des Aals zu 
verbessern. Es wolle sich aktiv in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe in den 
Überarbeitungsprozess einbringen. 
 
Der LRH begrüßt dies und fordert das Landwirtschaftsministerium auf, sich 
im Sinne der Entbürokratisierung für wirksame und einfache Schutzmaß
nahmen für den Aal einzusetzen.  
 

27.3 Investitionen in Fischereihäfen besser prüfen  
 
Das Landesamt für Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung (Lan
desamt)1 hat zwischen 2018 und 2024 insgesamt 5 kommunale Investi-
tionsvorhaben zur Modernisierung von Fischereihäfen an der Ostsee-
küste2 mit insgesamt 6,3 Mio. € EU-Mitteln bezuschusst. Förderziel war 
eine leistungsfähige Erwerbsfischerei und eine nachhaltige Entwicklung 
von Fischwirtschaftsgebieten. 
 
Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen ist die fachlich zuständige tech-
nische staatliche Verwaltung zu beteiligen. Für Baumaßnahmen im  
Bereich Häfen ist der Landesbetrieb Küstenschutz, Nationalpark und  
Meeresschutz (LKN) zuständig.3 Der LKN prüft die Antragsunterlagen auf 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Planung, Konstruktion sowie 
Angemessenheit der Kosten. Zur baufachlichen Prüfung gehört auch die 
Prüfung des Verwendungsnachweises. 
 
Ein Bauvorhaben hat sich dabei als besonders problematisch erwiesen: 
2021 beantragte eine Stadt Fördermittel für die Modernisierung ihres 
Fischereihafens. Dafür erhielt sie vom Landesamt eine Förderung von 
1,9 Mio. € aus EU-Mitteln. Die Kommune beteiligte sich mit 600.000 €.  
 
2023 stellte die Kommune kurz vor Ende der EU-Förderperiode einen um
fassenden Änderungsantrag, weil sie ihre Investitionsplanungen erheblich 
geändert hatte. Die Gesamtkosten stiegen nun auf 7,1 Mio. €. Das Landes
amt beließ die Zuwendung in der bisherigen Höhe. Die Mehrkosten wur
den über erhöhte Eigenmittel der Kommune von 4,6 Mio. € aufgefangen.  
 

                                                      
1 Zuständige Behörde bis zum 31.12.2022: Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und 

ländliche Räume. 
2  Es handelte sich hierbei um folgende Maßnahmen: Fischereihafen Lübeck-Travemünde, 

Anlegesteg für Kleinstfischer Heiligenhafen, Hafeninfrastrukturmaßnahme Stadt Fehmarn, 
Ersatzneubau Südmole Laboe, Erneuerung Nordmole-Möltenort. 

3 Zuwendungen zur Projektförderung an Gemeinden, Kreise, Ämter und Zweckverbände 
(kommunale Körperschaften) (VV-K) zu § 44 Abs. 1 LHO i. V. m. Baufachliche Ergän-
zungsbestimmungen (ZBau) des Finanzministeriums des Landes Schleswig-Holstein zu 
den Verwaltungsvorschriften.  
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Das Landesamt hat dem LKN keine prüffähigen Planungsunterlagen vor
gelegt. Die vorgeschriebene baufachliche Prüfung hat daher nicht statt-
gefunden. 
 
Der LKN muss als baufachlich zuständige Behörde auch die Verwendungs
nachweise von Hafenbaumaßnahmen prüfen. Stattdessen hat das Lan
desamt die Verwendungsnachweise allein geprüft. Das erforderliche Ein
vernehmen des LRH für diese Verfahrensänderung lag nicht vor.  
 
Da das vorgeschriebene baufachliche Verfahren im Zuwendungsverfahren 
nicht erfolgt ist, war das Projekt nicht bewilligungsreif. Das Landesamt 
hätte 2021 weder die Bewilligung noch die Umbewilligung 2023 vorneh
men dürfen. 
 
Landwirtschaftsministerium und Landesamt müssen künftig sicherstellen, 
dass Fördermaßnahmen für Investitionen in Fischereihäfen entsprechend 
den Vorschriften geprüft und bewilligt werden.  
 
Das Landwirtschaftsministerium weist daraufhin, dass dem LKN eine 
detaillierte Bauausführungsplanung zum Zweck der küstenschutzrecht-
lichen Genehmigung der Baumaßnahme vorgelegen habe. Außerdem sei 
das Vorhaben noch nicht abgeschlossen. Eine Einbindung des LKN werde 
nach Abschluss bei der Prüfung des finalen Verwendungsnachweises mit 
einer fachlichen Abnahme vor Ort erfolgen. Das Landwirtschafts-
ministerium will das Fördervorhaben im Detail aufarbeiten und Konse
quenzen für die Bearbeitung vergleichbarer Vorhaben prüfen. 
 
Der LRH bleibt daher bei seiner Feststellung, dass das Landwirtschafts-
ministerium in der Vergangenheit keine ordnungsgemäßen baufachlichen 
Verfahren beim LKN für die geförderten Hafenbaumaßnahmen durchge-
führt hat.  
 
Die Erteilung einer küstenschutzrechtlichen Genehmigung durch den LKN 
als untere Küstenschutzbehörde ist eine grundsätzlich andere Aufgabe als 
eine baufachliche Prüfung im Zuwendungsbereich. Für beide Aufgaben 
gelten unterschiedliche Verwaltungsverfahren mit unterschiedlichen  
Antragstellern. 
 
Der LRH befürwortet, dass das Landwirtschaftsministerium seine Zuwen
dungsverfahren grundsätzlich überprüfen will. 
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27.4 Kosten der Fischereiaufsicht senken 
 
Um illegales Fischen zu verhindern und die Einhaltung von Fangquoten zu 
gewährleisten, unterliegen die Fischerei und die Fischverarbeitung um
fangreichen Kontrollen nach EU-Recht.1 Die schleswig-holsteinische  
Fischereiaufsicht kontrolliert Kutter und Boote in Nord- und Ostsee sowie 
Freizeitangler.  
 
Die Fischereiaufsicht wird durch das Landesamt und die Wasserschutz-
polizei (WSP) wahrgenommen. Die WSP setzt 26 Mitarbeiter und 5 Boote 
für Fischerei-Kontrollen ein. Das Landesamt überwacht an 7 Standorten 
mit insgesamt 24 Mitarbeitern die Vermarktung und den Transport in den 
Häfen und im Binnenland. Die Kosten der Fischereiaufsicht für Sach- und 
Personalkosten liegen bei jährlich mindestens 6,5 Mio. € mit steigender 
Tendenz.  
 
Den steigenden Kosten der Fischereiaufsicht steht eine sinkende Zahl von 
Fischereifahrzeugen und Anlandemengen gegenüber. Zwischen 2020 und 
2023 ist die Zahl der Fischereifahrzeuge von 505 auf 443 gesunken. 
Gleichzeitig ist die Anlandemenge schleswig-holsteinischer Betriebe von 
35.454 Tonnen (t) auf 32.044 t gesunken. Lagen die Kosten der Fischerei
aufsicht 2019/2020 noch bei 12.871 €/Fischereifahrzeug, stiegen sie 2023 
bereits auf 14.673 €/Fischereifahrzeug.  
 
Die Kosten der Fischereiaufsicht in Relation zu den zu kontrollierenden 
Fahrzeugen sowie den rückläufigen Anlandemengen werden angesichts 
des Strukturwandels in der Fischerei, abnehmender Fischbestände und 
steigender Personal- und Sachkosten in der Fischereiaufsicht absehbar 
weiter zunehmen.  
 
Die Fischbestände insbesondere der Ostsee sind aufgrund von Über-
fischung, Überdüngung und Klimawandel gefährdet oder bereits zusam
mengebrochen.2 Die Fischereiaufsicht kann nur den Faktor Überfischung 
beeinflussen. Die umweltbedingten Ursachen für die gefährdeten Fisch-
bestände liegen außerhalb des Wirkungskreises der Fischereiaufsicht. 
 

                                                      
1 Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 20.11.2009 zur Einführung einer gemein-

schaftlichen Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der ge
meinsamen Fischereipolitik (Fischereikontrollverordnung) und zur Änderung der Verord
nungen (EG) Nr. 847/96, (EG) Nr. 2371/2002, (EG) Nr. 811/2004, (EG) Nr. 768/2005, 
(EG) Nr. 2115/2005, (EG) Nr. 2166/2005, (EG) Nr. 388/2006, (EG) Nr. 509/2007, (EG) 
Nr. 676/2007, (EG) Nr. 1098/2007, (EG) Nr. 1300/2008, (EG) Nr. 1342/2008 sowie zur Auf-
hebung der Verordnungen (EWG) Nr. 2847/93, (EG) Nr. 1627/94 und (EG) Nr. 1966/2006, 
Amtsbl. EU vom 22.12.2009, S. 1. 

2 https://www.geomar.de/news/article/erwaermung-verschaerft-sauerstoffmangel-in-der-
westlichen-ostsee. 
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Das Landwirtschaftsministerium ist daher gefordert, die Fischereiaufsicht 
dem Strukturwandel in der Fischerei anzupassen und zukünftig wirtschaft
licher zu organisieren.  
 
Das Landwirtschaftsministerium betont, dass zu den Aufgaben der  
Fischereiaufsicht auch die Kontrolle des Handels sowie der Freizeit-
fischerei gehöre. Die Kontrollanforderungen der EU stiegen weiter an.  
Angesichts der zurückgehenden Berufsfischerei solle die Fischereiaufsicht 
aber neu aufgestellt werden, sodass für die neuen Kontrollaufgaben kein 
zusätzliches Personal erforderlich sei.  
 
Der LRH befürwortet, dass das Landwirtschaftsministerium Einsparungs
potenziale nutzen will, um auf geänderte Aufgabenstellungen zu reagieren.  
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